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75. Verordnung der Landesregierung vom 28. September 2004, mit der ein Raumordnungsprogramm für Golfplätze
erlassen wird

76. Verordnung der Landesregierung vom 14. September 2004 über die Erklärung der „Kranebitter Innau“ im Gebiet
der Stadt Innsbruck zum Sonderschutzgebiet (Sonderschutzgebiet Kranebitter Innau)

77. Verordnung der Landesregierung vom 14. September 2004, mit der die Vereinbarung über die Bildung des Ge-
meindeverbandes „Wohn- und Pflegeheim Imst und Umgebung“ genehmigt wird

75. Verordnung der Landesregierung vom 28. September 2004, mit der ein Raumordnungs-
programm für Golfplätze erlassen wird

Aufgrund des § 7 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes 2001, LGBl. Nr. 93, wird verordnet:

§ 1
Golfregionen,

Errichtung und Erweiterung 
von Golfplätzen

(1) Im Interesse der Schaffung von Golfregionen dür-
fen neue Golfplätze in den Kleinregionen Kitzbühel und
Umgebung, St. Johann und Umgebung, Brixental, Pil-
lersee sowie Kössen und Umgebung errichtet werden. 

(2) Weiters dürfen neue Golfplätze in Gemeinden er-
richtet werden, in denen im Durchschnitt der jeweils
letzten fünf Jahre die jährliche Anzahl der Sommer-
nächtigungen zumindest 200.000 betragen hat. Einzelne
Areale dieser Golfplätze dürfen sich auch auf das Ge-
biet der Nachbargemeinden erstrecken, sofern diese
Areale mit jenen im Bereich der jeweiligen Gemeinde in
einem unmittelbaren spieltechnischen Zusammenhang
stehen.

(3) Neue nach den Abs. 1 und 2 zulässige Golfplätze
sind zumindest als 18-Loch-Plätze und höchstens als 
27-Loch-Plätze auszuführen. Werden sie zunächst mit
einer geringeren Lochanzahl als 27 ausgeführt, so dür-
fen sie auf höchstens 27-Loch erweitert werden.

(4) Schließlich darf im Bereich der Kleinregionen
Westliches Mittelgebirge, Hall und Umgebung, ausge-
nommen die Gemeinden Gnadenwald und Tulfes, und
Stadt Innsbruck ein neuer Golfplatz errichtet werden.

Dieser Platz ist als 9-Loch-Platz auszuführen. Er darf
nicht erweitert werden.

(5) Die Erweiterung der im Zeitpunkt des In-Kraft-
Tretens dieser Verordnung bestehenden 9-Loch- und 
18-Loch-Plätze auf höchstens 27-Loch ist zulässig. In
diesem Zeitpunkt bestehende 6-Loch-Plätze dürfen auf
höchstens 9-Loch erweitert werden. Die Erweiterungs-
areale müssen mit den bestehenden Arealen in einem un-
mittelbaren spieltechnischen Zusammenhang stehen.

(6) Die Gesamtfläche eines 9-Loch-Platzes hat min-
destens 30 ha zu betragen. Das Mindestausmaß der Ge-
samtfläche steigt bei Golfplätzen mit einer größeren
Lochanzahl linear. Es ist bei der Errichtung neuer Golf-
plätze und bei der Erweiterung bestehender Golfplätze
auf mehr als 9-Loch einzuhalten.

§ 2
Übungsanlagen

(1) Übungsanlagen sind Golfplätze, die über keine
vollständige Ausstattung als Golfplatz, sondern vorran-
gig über die zum Erlernen der Fertigkeiten des Golf-
spielens erforderlichen Einrichtungen verfügen, wie dri-
ving ranges, chipping- und pitching areas, greens und
Kurzbahnen.

(2) Die räumlichen Beschränkungen der Errichtung
von Golfplätzen nach § 1 finden auf Übungsanlagen
keine Anwendung.

(3) Übungsanlagen dürfen nur im Nahbereich von
Siedlungsräumen und von Beherbergungsbetrieben, de-
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ren touristisches Angebot auf den Golfsport ausgerich-
tet ist, errichtet werden. 

(4) Die Gesamtfläche von Übungsanlagen darf höchs-
tens 5 ha betragen. Davon abweichend darf in dem im
§ 1 Abs. 4 erster Satz genannten Bereich eine Übungs-
anlage mit einer Gesamtfläche von höchstens 12 ha er-
richtet werden.

§ 3
Widmung von Sonderflächen 

für Golfplätze

Sonderflächen für Golfplätze nach § 50 des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 2001 dürfen nur nach Maßgabe
der §§ 1 und 2 und überdies nach Maßgabe folgender
Grundsätze gewidmet werden:

a) Anlässlich der Widmung von Sonderflächen für
Golfplätze ist jedenfalls die Lochanzahl des betreffen-
den Platzes festzulegen. Dabei kann auch eine Mindest-
und Höchstanzahl festgelegt werden. Bei Übungsanla-
gen ist überdies die Eigenschaft des Golfplatzes als
Übungsanlage festzulegen.

b) Die Eignung der Fläche als Golfplatz in sport-
technischer Hinsicht und im Hinblick auf die Sicherheit
Dritter muss gegeben sein. Dabei ist insbesondere auf
die Boden- und Geländeverhältnisse, auf das Kleinklima
und auf das Bestehen ausreichender Sicherheitsabstände
zu bewohnten Gebieten, Straßen und Wegen, gegebe-
nenfalls in Verbindung mit baulichen Schutzmaßnah-
men zur Vermeidung oder Verringerung der vom Spiel-
betrieb ausgehenden Gefahren, zu achten.

c) Die Benutzersicherheit in gesundheitlicher Hin-
sicht und im Hinblick auf die Sicherheit vor Naturge-
fahren muss gegeben sein. Dabei ist insbesondere auf
allfällige Bodenbelastungen und Immissionsbelastun-
gen sowie auf das Ausmaß einer allfälligen Bedrohung
durch Lawinen, Hochwasser, Wildbäche, Steinschlag
und Erdrutsch zu achten. Flächen, die unter Bedacht-
nahme auf Gefahrenzonenpläne wegen einer Gefähr-
dung durch solche Naturgefahren als Golfplatz nicht
geeignet sind, dürfen nicht als Sonderflächen für Golf-
plätze gewidmet werden.

d) Nationalparkflächen und Flächen in Gebieten, die
durch eine Verordnung aufgrund des Tiroler Natur-
schutzgesetzes 1997, LGBl. Nr. 33, in der jeweils gel-
tenden Fassung zu besonders geschützten Gebieten er-
klärt worden sind, dürfen nicht als Sonderflächen für
Golfplätze gewidmet werden.

e) Die Wirkungen des Waldes, insbesondere die
Schutzwirkung von Schutz- und Bannwäldern sowie die
Wohlfahrtswirkung und Erholungswirkung von Wald-

flächen, denen im Hinblick auf diese Wirkungen be-
sondere Bedeutung zukommt, sind zu berücksichtigen.
In Bannwäldern, Objektschutzwäldern, Standortschutz-
wäldern mit einer durchgehenden Geländeneigung von
mehr als 12 v. H., Waldbereichen mit der höchsten Wert-
ziffer für die Wohlfahrtswirkung, Naturwaldreservaten
und Naturwaldrelikten dürfen Sonderflächen für Golf-
plätze nicht gewidmet werden.

f) Auf die Auswirkungen der Widmung von Sonder-
flächen für Golfplätze auf die Agrarstruktur, insbeson-
dere durch den Verlust hochwertiger land- und forst-
wirtschaftlich nutzbarer Flächen, unter Berücksichti-
gung allfälliger möglicher Ausgleichsmaßnahmen ist
besonders Bedacht zu nehmen. Höchstwertige land-
wirtschaftliche Flächen mit einer Bodenklimazahl von
über 55 dürfen nicht als Sonderflächen für Golfplätze
gewidmet werden. Flächen, die einem Zusammenle-
gungs- oder Flurbereinigungsverfahren unterzogen
worden sind, dürfen innerhalb von 15 Jahren nach dem
Eintritt der Rechtskraft des Zusammenlegungs- bzw.
Flurbereinigungsplanes nicht als Sonderflächen für
Golfplätze gewidmet werden. Flächen, die in ein an-
hängiges Zusammenlegungs- oder Flurbereinigungs-
verfahren einbezogen sind, dürfen weiters vom Eintritt
der Rechtskraft des Planes der gemeinsamen Maßnah-
men und Anlagen an nicht als Sonderflächen für Golf-
plätze gewidmet werden.

g) Zugunsten der Allgemeinheit müssen ausreichende
Erholungsmöglichkeiten erhalten bleiben oder durch
Ausgleichsmaßnahmen geschaffen werden.

h) Durch die Verkehrserschließung muss gewährleis-
tet sein, dass wesentliche nachteilige Auswirkungen
durch das vom Betrieb von Golfplätzen ausgehende Ver-
kehrsaufkommen, insbesondere eine unzumutbare
Belastung der Anrainer der Zufahrtsstraßen, vermieden
werden.

§ 4
Wahrung der Interessen 

des Naturschutzes

(1) Bei Erteilung der naturschutzrechtlichen Bewil-
ligung für Golfplätze ist besonders darauf zu achten,
dass Golfplätze in einer naturverträglichen und der
Landschaft angepassten Weise geplant und ausgeführt
werden. Großflächige Geländeeingriffe sind zu ver-
meiden.

(2) Für die Erhaltung eines leistungsfähigen und un-
beeinträchtigten Naturhaushaltes wesentliche Flächen,
wie Auwälder, naturnahe Waldränder, Feuchtgebiete,
insbesondere Feuchtwiesen, Feuchtweiden, Nasswiesen
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und Nassweiden, Verlandungsbereiche, Hochmoore,
Flachmoore, Übergangsmoore, naturnahe Uferberei-
che von fließenden und stehenden Gewässern, schüt-
zenswerte Biotope und für den Biotopverbund erfor-
derliche Flächen, sind zu erhalten. Darüber hinaus sind
die zur Sicherung des Fortbestandes dieser Flächen er-
forderlichen Umgebungsflächen zu erhalten.

(3) Naturdenkmäler sowie landschaftsprägende Ele-
mente, wie für das Landschaftsbild charakteristische
Feldgehölze, frei stehende Bäume und Baumgruppen
sowie stehende und fließende Kleingewässer, sind zu er-
halten.

(4) Der Anteil der Spielflächen darf außer bei
Übungsanlagen höchstens 50 v. H. der Gesamtfläche des
Golfplatzes betragen.

§ 5
Informations- 

und Vorlagepflicht

(1) Die Organe der Gemeinden und der sonstigen
Körperschaften öffentlichen Rechtes, insbesondere der
Tourismusverbände, sowie sonstige öffentliche und pri-
vate Planungsträger sind nach Maßgabe des § 3 Abs. 1
des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2001 verpflichtet,
der Landesregierung möglichst früh Planungen und
Maßnahmen in Bezug auf Golfplatzprojekte mitzutei-

len sowie Auskünfte über die im Zusammenhang mit
solchen Projekten wesentlichen Umstände zu erteilen.

(2) Zur Prüfung, ob die Widmung von Sonderflächen
für Golfplätze im Einklang mit den Vorgaben dieses
Raumordnungsprogrammes steht, sind der Landesre-
gierung jedenfalls folgende Unterlagen vorzulegen:

a) ein Übersichtsplan mit einer Abgrenzung des Pla-
nungsbereiches;

b) Orthofotos im Maßstab 1:10.000 oder 1:5.000 mit
lagerichtiger Eintragung der wesentlichen Anlageteile
(Abschläge, greens, Spielbahnen, Bunker, bauliche An-
lagen, Wegführung, Bewässerungsteiche) und der je-
denfalls zu erhaltenden Flächen;

c) eine Parzellenübersicht mit zugeordneten Op-
tions- bzw. Pachtverträgen;

d) eine Beschreibung des Vorhabens unter Bezug-
nahme auf die Vorgaben und Erfordernisse dieses Raum-
ordnungsprogrammes;

e) eine Zusammenfassung der naturkundlichen
Grundlagen;

f) ein landwirtschaftliches Fachgutachten.

§ 6
In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
van Staa

Der Landesamtsdirektor:
Liener

76. Verordnung der Landesregierung vom 14. September 2004 über die Erklärung der „Kra-
nebitter Innau“ im Gebiet der Stadt Innsbruck zum Sonderschutzgebiet (Sonderschutz-
gebiet Kranebitter Innau)

Aufgrund des § 21 Abs. 1 und 5 des Tiroler Natur-
schutzgesetzes 1997, LGBl. Nr. 33, zuletzt geändert
durch das Gesetz LGBl. Nr. 50/2004, wird verordnet:

§ 1

(1) Das in der Anlage dargestellte, grün umrandete
Gebiet in der Stadt Innsbruck wird zum Sonderschutz-
gebiet erklärt (Sonderschutzgebiet Kranebitter Innau).

(2) Das Sonderschutzgebiet hat eine Größe von
18,316 ha.

(3) Die Anlage wird durch Auflegung zur öffent-
lichen Einsichtnahme bei der Abteilung Umweltschutz
des Amtes der Tiroler Landesregierung und beim Stadt-

magistrat Innsbruck während der für den Parteienver-
kehr bestimmten Amtsstunden verlautbart.

§ 2

Das Sonderschutzgebiet umfasst die Grundstücke
Gst. Nr. 2740, 2741 und 3764/2, alle GB Hötting.

§ 3

(1) Zwischen dem 1. Februar und dem 1. Juli eines
jeden Jahres ist das Betreten des Sonderschutzgebietes
verboten.

(2) Dieses Verbot gilt nicht für die Flächen des
Schutzgebietes („Rimmlwiese“), die blau gekennzeich-
net sind.
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(3) Nach § 21 Abs. 2 erster Satz des Tiroler Natur-
schutzgesetzes 1997 ist im Sonderschutzgebiet weiters
jeder Eingriff in die Natur verboten.

§ 4

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
van Staa

Der Landesamtsdirektor:
Liener Anlage

Der Landeshauptmann:
van Staa

Der Landesamtsdirektor:
Liener

77. Verordnung der Landesregierung vom 14. September 2004, mit der die Vereinbarung über
die Bildung des Gemeindeverbandes „Wohn- und Pflegeheim Imst und Umgebung“
genehmigt wird

§ 1

Die Landesregierung genehmigt gemäß § 129 Abs. 3
der Tiroler Gemeindeordnung 2001, LGBl. Nr. 36, die
Vereinbarung zwischen der Stadtgemeinde Imst und
den Gemeinden Imsterberg, Karres, Karrösten, Mils
und Tarrenz über die Bildung des Gemeindeverbandes
„Wohn- und Pflegeheim Imst und Umgebung“ zum
Zweck,

1. in Imst ein Grundstück oder ein Baurecht auf
einem Grundstück zu erwerben und auf diesem Grund-
stück ein Alten- und Pflegeheim zu errichten, zu erhal-

ten und zu betreiben und
2. nach der Schließung des Versorgungshauses der

Barmherzigen Schwestern in Imst für die Aufrechter-
haltung des Betriebes der Ausweichunterkünfte am
Sonnberg in Imst durch die Stadtgemeinde Imst ab dem
1. Jänner 2005 bis zur Fertigstellung des verbandseige-
nen Alten- und Pflegeheimes zu sorgen,
mit dem Sitz in Imst.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.
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